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Grün-Schwarz
ist in der

Bringschuld
UMFRAGE Für Bürger sind soziale Themen am

wichtigsten – Bund und Land setzen auf
Schuldenbremse und moderne Verwaltung

Von unserer Korrespondentin
Ulrike Bäuerlein

I
n diesen Tagen nimmt in Meck-
lenburg-Vorpommern eine rot-
rote Regierung die Arbeit auf. Im
Koalitionsvertrag steht neben so-

zialen Themen auch der Klima-
schutz ganz oben – allerdings mit ei-
ner bemerkenswerten Einschrän-
kung: Nur, soweit die Bürger die
Maßnahmen mittragen. Ein Passus,
der – hätte ihn sich die grün-schwar-
ze Landesregierung in Baden-Würt-
temberg ins Pflichtenheft
geschrieben – hierzulande
eine deutliche politische
Richtungskorrektur nach
sich ziehen müsste.

Denn die jetzt vorlie-
genden Ergebnisse des
neuesten BaWü-Checks,
der Umfrage der baden-
württembergischen Ta-
geszeitungen, sprechen
eine deutliche Sprache:
Eine Mehrheit der Menschen im
Land hält zwar Klimaschutzmaß-
nahmen für sehr wichtig und plat-
ziert sie weit oben auf der Pflichten-
liste der Politik, ist aber nicht bereit,
dafür mehr Geld zu bezahlen. Diese
Botschaft geht an die Landesregie-
rung wie an die Bundesregierung
gleichermaßen.

Preissprünge Schon gar nicht in
Zeiten, in denen ohnehin die Ener-
giepreise für Verbraucher deutlich
gestiegen sind und die Inflation wei-
tere tiefe Löcher in die Kassen der
privaten Haushalte reißt. Auf den
Geldbeutel schlagen den Bürgern
vor allem die gestiegenen Energie-
preise. Spritpreise (71 Prozent),

Heizkosten (66 Prozent), Strom (65
Prozent) und Lebensmittelpreise
(62 Prozent) werden am häufigsten
genannt – bis auf den Sprit je öfter, je
geringer das Einkommen ist. Wer
wenig verdient, leidet am stärksten
unter hohen Lebensmittelpreisen
(76 Prozent). Zwei Drittel aller Be-
fragten (65 Prozent) und 75 Prozent
der Personen mit niedrigem Haus-
haltseinkommen geben an, durch
die gestiegenen Preise „stark“ oder
„sehr stark“ belastet zu sein. Dage-
gen trifft die Inflation 43 Prozent der

Befragten mit hohem oder
sehr hohem Haushaltsein-
kommen kaum: Sie fühlen
sich nicht oder nur wenig
betroffen.

Häuslebauer Auf Häus-
lesbauer und -besitzer im
Südwesten aber kommt
von 2022 an zusätzlich die
Photovoltaik-Pflicht auf
Neubauten oder bei Gene-

ralsanierungen zu. Hier schlägt sich
das von Grünen und CDU beschlos-
sene Klimaschutzsofortprogramm,
dessen zentrale Elemente der Aus-
bau von Photovoltaik und Windkraft
sind, direkt auf die Geldbeutel der
Bürger nieder.

Auch in Baden-Württemberg ste-
hen alle Maßnahmen der seit Mai
agierenden Landesregierung – nach
eigenen Angaben die mit „dem
grünsten Koalitionsvertrag aller Zei-
ten“ – unter Vorbehalt. Allerdings
nicht unter dem Vorbehalt, dass die
Bürger sie mittragen, sondern unter
Haushaltsvorbehalt. Und auch sonst
gehen die Beschlüsse und erklärten
Ziele der Landesregierung in eini-
gen Punkten deutlich am Mehr-

heitswillen der Bürger vorbei. Stich-
worte sind etwa der Mobilitätsum-
bau hin zu Bus und Bahn, weg vom
Auto oder der Abschied vom Ver-
brennungsmotor. Zwei Punkte, die
für Land und Bund dagegen ganz
oben auf der Agenda stehen – das
Einhalten der Schuldenbremse und
die Modernisierung der öffentli-
chen Verwaltung – landen beim Bür-
ger auf dem letzten und vorletzten
Platz der Prioritätenliste.

Was die Bürger im Herbst 2022
bewegt, steht nur zum Teil in der

Macht einer Landesregierung. Mit
klarer Ansage an den Bund fungie-
ren soziale Themen wie die Siche-
rung der Renten und des Gesund-
heitssystems ganz oben. Das Land
wäre ebenso wie der Bund in Sachen
Wohnungsbau in der Pflicht. Dafür
wurde in Baden-Württemberg sogar
ein eigenes Ministerium geschaf-
fen. Mit kleiner Mannschaft und
kleinem Etat kann es allerdings
selbst kaum etwas ausrichten. Wäh-
rend eine geregelte Zuwanderung
nach Deutschland in die Verantwor-

tung der Bundesregierung fällt,
kann Baden-Württemberg bei der
Bekämpfung der Kriminalität dage-
gen selbst aktiv werden und hat dies
mit zusätzlichen Stellen bei Justiz
und Polizei auch beschlossen.

Steuerschätzung Die repräsentati-
ve Umfrage des Instituts für Demo-
skopie Allensbach (IfD), erhoben
Ende Oktober/Anfang November
im Auftrag der baden-württembergi-
schen Tageszeitungen von den Sozi-
alforschungs-Experten um IfD-Ge-

schäftsführerin Renate Köcher,
kommt dabei just zum gleichen Zeit-
punkt auf den Tisch wie die Novem-
ber-Steuerschätzung. Diese sorgte
am Montag für Erleichterung bei
Regierung und Fraktionen, prog-
nostiziert sie doch der Landeskasse
für den Haushalt 2022 1,5 Milliarden
Euro mehr Steuereinnahmen als
noch im März angenommen.

Umgehend wurden am Montag
die ersten Forderungen laut, wofür
das Geld eingesetzt werden sollen.
Hatte doch Finanzminister Danyal
Bayaz (Grüne) die Finanzierungs-
begehrlichkeiten der einzelnen Mi-
nisterien bei der Haushaltsplanung
dramatisch zusammenstreichen
müssen – die verfügbaren Mittel wa-
ren um ein Vielfaches überzeichnet.
Spürbare Entlastungen für den Bür-
ger dürften nun in der neuen Vertei-
lungsrunde allerdings kaum eine
Rolle spielen – das Land setzt auf In-
vestitionen, Schuldenabbau und
Linderung der Corona-Krise.

Ampel Das politische Meinungskli-
ma in Baden-Württemberg ist unter-
dessen auch vom Ergebnis der Bun-
destagswahl beeinflusst, bei der
sich fast die Hälfte der Bürger (47
Prozent) eine anderes Wahlergeb-
nis gewünscht hätte. Unter dem Ein-
fluss der nahenden Ampel-Koalition
in Berlin ist der Zuspruch für Grün-
Schwarz im Land gesunken und der
Wunsch nach einer Ampelregie-
rung mit Grünen, SPD und FDP ge-
wachsen. Alles in allem stehen die
Zeichen – legt man den BaWü-
Check zugrunde – in Bund und im
Land auf unruhige Zeiten: Die Unzu-
friedenheit und die Sorgen der Men-
schen wachsen.
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Alle Angaben in Prozent

Meinung der Bevölkerung

Die politischen Prioritäten der Bürger nach der Bundestagswahl

Frage: „Worum sollte sich die neue Bundesregierung besonders kümmern? 
Bei welchen Themen ist es Ihnen besonders wichtig, dass es da rasch Fortschritte gibt?“

Kosten für Energie und Lebensmittel belasten besonders stark

Frage: „In welchen Bereichen treffen Sie die Preissteigerungen besonders?“

Die Renten sichern

Den Umwelt- und Klimaschutz vorantreiben

Die Zuwanderung nach Deutschland regeln

Die Wirtschaft stärken, für Wirtschaftswachstum sorgen

Stärkere Förderung von Familien mit Kindern

Bekämpfung von Kriminalität

Das Gesundheitssystem stärken

Für mehr bezahlbaren Wohnraum sorgen

Für gute Schulen und Hochschulen sorgen

Die Digitalisierung vorantreiben

Die Staatsschulden begrenzen

Das Schienen- und Straßennetz sanieren und ausbauen

Dass die öffentliche Verwaltung leistungsfähiger
und effizienter wird
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Nur geringe Zahlungsbereitschaft 
zugunsten des Klimaschutzes

Frage: „Sind Sie bereit, für den
Klimaschutz höhere Energiepreise

zu zahlen, oder sind Sie
dazu nicht bereit?“

Bin bereit, höhere Preise zu zahlen

Unentschieden
Bin dazu 

nicht bereit

Beim Tanken

Beim Kauf von Lebensmitteln

Bei den Kosten für Handwerker

Bei Restaurantbesuchen

Beim Strom

Beim Heizen
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Derzeit versucht die EU-Kom-
mission auch Ungarn mit scharfen
Maßnahmen zum Einlenken bei der
Beachtung von EU-Recht zu bewe-
gen. Gerade erst beantragte die Be-
hörde finanzielle Sanktionen gegen
Budapest beim EuGH, weil Ungarn
ein Urteil aus dem Dezember des
vergangenen Jahres nicht ausrei-
chend umgesetzt habe. Damals
stellte der EuGH fest, dass ungari-
sche Vorschriften über die Regeln
und Verfahren in Transitzonen an
der serbisch-ungarischen Grenze
gegen EU-Recht verstoßen.

Weckruf Manch einem Europaparla-
mentarier geht das noch nicht weit
genug. „Die Feststellungen der Rich-
ter aus Luxemburg sind ein Weckruf
an (die EU-Kommissionspräsidentin)
Ursula von der Leyen: Europas
Rechtsstaat steckt in einer Krise“,
kommentierte der Grünen-Politiker

Daniel Freund am Dienstag.
Mit Blick auf Polen forderte er,
es dürfe „keine weitere Zah-
lung von EU-Geldern an die Re-
gierung“ geben. dpa

richt erklärt, Teile des EU-Rechts
seien nicht mit Polens Verfassung
vereinbar.

Diese Entscheidung wird von der
EU-Kommission als höchst proble-
matisch angesehen, weil sie der pol-
nischen Regierung einen Vorwand
geben könnte, ihr unliebsame Urtei-
le des EuGH zu ignorieren.

Kein Einlenken Die für die Einhal-
tung von EU-Recht zuständige Brüs-
seler Behörde wirft der nationalkon-
servativen Regierung in Warschau
schon lange vor, die Unabhängig-
keit von Richtern zu untergraben
und das Justizsystem entgegen EU-
Standards umzubauen. Warschau
signalisiert bislang allerdings in den
entscheidenden Punkten kein Ein-
lenken. Zumindest bei Finanzange-
legenheiten sitzt die EU-Kommissi-
on allerdings am längeren Hebel.

So ist Polen der größte Netto-
Empfänger in der EU. Straf-
zahlungen könnte die Kom-
mission mit den milliarden-
schweren Auszahlungen aus
dem EU-Haushalt verrechnen.

Richtern zu stoppen. Diese Tätig-
keit ist nach früheren EuGH-Ent-
scheidungen ebenfalls nicht mit EU-
Regeln zur Unabhängigkeit der Jus-
tiz vereinbar. Kurz davor hatte hin-
gegen das polnische Verfassungsge-

Million Euro verurteilt, weil es ein
früheres Urteil zu den umstrittenen
Justizreformen nicht umgesetzt hat.
Konkret ging es insbesondere um
die Anordnung, die Arbeit der Dis-
ziplinarkammer zur Bestrafung von

ger Weise in nationalstaatliche An-
gelegenheiten einzumischen. Kriti-
ker argumentieren hingegen, Polen
und Ungarn müssten aus der EU
austreten, wenn sie sich nicht an
EuGH-Urteile halten wollten.

„Das heutige EuGH-Urteil ist ein
weiterer Versuch, das Justizsystem

in Polen zu destabilisie-
ren“, schimpfte Polens
Vize-Justizminister Se-
bastian Kaleta am
Dienstag. Die ungari-
sche Regierung teilte
zwar mit, sie werde das
Urteil akzeptieren. Zu-
gleich erklärte sie aber,
sich das Recht vorzube-

halten, weiter gegen die Aktivitäten
von aus dem Ausland finanzierte
Nichtregierungsorganisationen
vorzugehen. Vor allem gegen deren
Flüchtlingshelfer wenden sich die
vom EuGH beanstandeten Regeln.

Wie es weiter geht, ist insbeson-
dere im Fall Polens unklar. So hatte
der EuGH das Land erst im Oktober
zur Zahlung eines täglichen
Zwangsgeldes in Höhe von einer

Von Michel Winde und
Ansgar Haase

LUXEMBURG Der Druck auf Polen
und Ungarn wegen immer neuer
Verstöße gegen EU-Recht steigt.
Der Europäische Gerichtshof kas-
sierte erneut nationale Regelungen
der beiden östlichen
EU-Länder. Mit Blick
auf Polen erklärten die
Richter die Machtfülle
des Justizministers für
unvereinbar mit dem
Prinzip der richterli-
chen Unabhängigkeit.
Ein Urteil zu einer Kla-
ge gegen Ungarn stufte
die Kriminalisierung von Flücht-
lingshelfern als rechtswidrig ein.

Einmischung Die EuGH-Entschei-
dungen dürften den seit Monaten
eskalierenden Streit um die Rechts-
staatlichkeit in der EU zusätzlich
verschärfen. Die Regierungen in Po-
len und Ungarn hatten dem EuGH
bereits in der Vergangenheit mehr-
fach vorgeworfen, sich in unzulässi-

Polen und Ungarn kassieren erneut Niederlagen vor dem EuGH
Gericht: Nationale Regeln verstoßen gegen EU-Recht – Gesetzesänderungen in den beiden EU-Staaten unwahrscheinlich

Der EuGH rügte gestern Polens Justizsystem und Orbáns Migrationsgesetz. Beide
Staaten stehen schon länger wegen Verstöße gegen EU-Recht am Pranger. Foto: dpa

„Europas
Rechtsstaat

steckt in einer
Krise.“

Daniel Freund

BaWü-
Check


